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Falkensee im Spannungsfeld: AfD-
Pressekonferenz oder rechtsextreme

Bühne?
Falkensee befürchtet Missbrauch eines

Veranstaltungsraums durch AfD als Plattform für das
verbotene Magazin &quot;Compact&quot;. Konsequenzen

angekündigt.

Reaktionen auf die potenzielle Nutzung
eines Musiksaals in Falkensee

Die angekündigte Pressekonferenz der AfD am Mittwoch in
Falkensee hat Wellen geschlagen. Während die Partei
behauptet, lediglich eine Informationsveranstaltung abzuhalten,
fürchtet die Stadt, dass der Anlass an das umstrittene und
mittlerweile verbotene Magazin „Compact“ gekoppelt sein
könnte. Diese Besorgnis hat die Gemeinde dazu veranlasst,
mögliche rechtliche Schritte zu prüfen.

Stadtverfugung gegen Missbrauch der
Räumlichkeiten

Harald Sempf, Dezernent der Stadt Falkensee, kündigte an, dass
die Kommune die beabsichtigte „vertragswidrige Nutzung” des
Musiksaals unterbinden werde. Die Stadt habe sich bereits bei
dem AfD-Ortsverband gemeldet und eine „vertragsgemäße
Nutzung” des angemieteten Saals angefordert. Hintergrund ist
die Sorge, dass in den genehmigten Mietzeiten eine
Pressekonferenz von Jürgen Elsässer, dem Chefredakteur von
„Compact“, und seines Anwaltsteams stattfinden könnte, was



nicht mit dem ursprünglichen Verwendungszweck
übereinstimmt.

Bedeutung des Verbots von „Compact“

Das Verbot des „Compact“-Magazins durch
Bundesinnenministerin Nancy Faeser, das am 16. Juli 2024 in
Kraft trat, wird von vielen als ein wichtiger Schritt im Kampf
gegen extremistische Tendenzen in Deutschland angesehen.
Das Bundesamt für Verfassungsschutz stufte das Magazin als
rechtsextremistisch ein, da es laut Faeser ein wesentliches
Sprachrohr dieser Szene darstelle und sich gegen die
verfassungsmäßige Ordnung richte. Mit dem Verbot hat die
Bundesregierung eine klare Linie gegen die Verbreitung
extremistischer Propaganda gesetzt.

Reaktionen der AfD und des betroffenen
Magazins

Die Brandenburger AfD, die sich mit den Machern von
„Compact“ solidarisiert, sieht das Verbot als ungerechtfertigt an
und behauptet, dass es negative Auswirkungen auf die Partei
haben könnte. Direkt nach dem Verbot äußerten die
Verantwortlichen der Landes-AfD, dass bestehende Verträge mit
dem Magazin unter anderem zur Unterstützung von
Wahlkampfveranstaltungen betroffen seien. Das Magazin selbst
hat bereits rechtliche Schritte eingeleitet, um gegen das Verbot
vorzugehen, und plant, einen Eilantrag beim
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig einzureichen.

Konsequenzen für Falkensee und die
politische Landschaft

Die Situation rund um die Pressekonferenz in Falkensee und die
Sorgen der Stadt werfen ein Schlaglicht auf den Umgang mit
extremistischen Gruppen und deren Einfluss auf die lokale
Politik. Diese möchte jegliche Form von Propaganda und



extremistischem Gedankengut nicht auf ihrem Gebiet tolerieren.
Wenn die AfD und ihre Unterstützer weiterhin öffentliche Räume
für ihre Veranstaltungen nutzen wollen, könnte dies zu weiteren
rechtlichen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen
führen. Die Stadt Falkensee zeigt hier mit ihren Maßnahmen,
dass sie politisch aktiv bleibt und sich für eine klare Haltung
gegen Extremismus einsetzt.

Insgesamt verdeutlicht die gesamte Situation das
Spannungsfeld, in dem sich lokale Gemeinden, politische
Parteien und das Rechtssystem bewegen. Die Entscheidung der
Stadt Falkensee könnte als Ermutigung für andere Kommunen
interpretiert werden, ebenfalls gegen extremistisches
Gedankengut aktiv zu werden.
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